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Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die 

Kindertageseinrichtungen der Stadt St. Georgen 

 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der jeweils gültigen Fassung 

sowie der §§ 2,13 und 19 des Kommunalabgabengesetzes  in der jeweils gültigen Fassung hat der 

Gemeinderat am 20. Juli 2022 folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 Öffentliche Einrichtung 

 
Die Stadt St. Georgen betreibt Kindertageseinrichtungen im Sinne des Kindertagesbetreuungs- 

gesetzes (KiTaG) als öffentliche Einrichtung. Daneben werden im Stadtgebiet weitere Kindertages- 

einrichtungen durch andere Träger (z.B.  Kirchen,   eingetragene Vereine) betrieben,  für  die 

gesonderte Regelungen der jeweiligen Träger gelten. 

 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

 
(1) Kindertageseinrichtungen sind Einrichtungen im Sinne von § 1 Abs. 2 bis 6 KiTaG. 

 

 
(2) Das Kindergartenjahr beginnt am 01. September und endet zum 31. August eines Jahres. 

 
§ 3 Benutzungsverhältnis 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet. 

 

 
(2)  Die Ausgestaltung   des   Benutzungsverhältnisses   ist  in  der   „Kindergartenordnung“ der 

städtischen Kindertageseinrichtungen geregelt (s. Anhang). 

 
(3) Für die Aufnahme eines Kindes gelten von allen Einrichtungsträgern in St. Georgen gemeinsam 

entwickelte, verbindliche Aufnahmekriterien in ihrer jeweils aktuellen Fassung. Ein Anspruch  auf 

einen Betreuungsplatz in einer bestimmten Einrichtung besteht nicht. 
 

 
 

§ 4 Beginn und Beendigung des Benutzungsverhältnisses 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis  beginnt mit der Aufnahme des Kindes in die Tageseinrichtung. Die 

Aufnahme erfolgt auf schriftlichen Antrag beider Sorgeberechtigten bzw. der/des alleinig 

Sorgeberechtigten.  Zur Aufnahme eines Kindes müssen die Bescheinigung über die ärztliche 

Untersuchung nach § 4 KiTaG und die Aufnahmeunterlagen vorliegen. 

 
(2) Das Benutzungsverhältnis  endet durch Abmeldung des Kindes durch beide Sorgeberechtigten 

bzw.  der/  des  alleinig  Sorgeberechtigten   oder  durch  Ausschluss des  Kindes durch  den 

Einrichtungsträger mit der bestehenden Kündigungsfrist. 

 
(3) Die Abmeldung hat gegenüber dem Träger der jeweiligen Kindertageseinrichtung unter 

Einhaltung einer Frist von 4 Wochen zum Monatsende schriftlich zu erfolgen. Einer Abmeldung 

bedarf es nicht, wenn das Kind in die Schule überwechselt. 

 
(4) Der Einrichtungsträger  kann das Benutzungsverhältnis mit einer Frist  von 2 Wochen zum 

Monatsende unter Angabe des Grundes beenden. 
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Gründe sind unter anderem 
 
▪ das unentschuldigte Fehlen eines Kindes über einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr 

als zwei Wochen, 

▪   die wiederholte Nichtbeachtung der in dieser Ordnung aufgeführten Pflichten der 

Personensorgeberechtigten, trotz schriftlicher Abmahnung, 

▪   ein Zahlungsrückstand des Elternbeitrages über drei Monate, trotz schriftlicher Mahnung, 

▪ nicht ausgeräumte erhebliche Auffassungsunterschiede zwischen Personensorgeberechtigten 

und der Einrichtung über das Erziehungskonzept und /oder eine dem Kind angemessene 

Förderung trotz eines vom Träger anberaumten Einigungsgespräches, 

▪   die Nichtbeachtung der in der Kindergartenordnung aufgeführten Pflichten der 

Personensorgeberechtigten, trotz eines vom Träger anberaumten Einigungsgespräches. 
 

Das Recht zur Kündigung  aus gewichtigem Grunde (außerordentliche Kündigung) bleibt hiervon 

unberührt. 

 
§ 5 Benutzungsgebühren 

 
(1) Für  die Benutzung von Kindertageseinrichtungen  werden Benutzungsgebühren  gem.  § 6 

erhoben. Sie sind monatlich für 11 Monate jährlich zu entrichten. 

 
(2) Der Gebührenmaßstab ist der jeweilig belegte Betreuungsplatz. 

 

 
(3) Die Gebühren werden jeweils für einen Kalendermonat (Veranlagungszeitraum) erhoben. Bei 

Aufnahme eines Kindes ab dem 16. des jeweiligen Monats ermäßigen sich die Gebührensätze gem. 

§ 6 Abs. 5 auf 50 von Hundert. 
 

 
(4) Die Gebühr ist auch während der Ferien der Einrichtung zu entrichten. Lediglich der Monat 

August bleibt als Ferienmonat beitragsfrei.  Eine Gebührenschuld besteht auch bei Nichtbenutzung 

oder bei vorübergehender Schließung der Einrichtung aus betrieblichen Gründen sowie wegen 

höherer Gewalt von weniger als zwei Wochen. 

 
§ 6 Gebührenhöhe 

 
(1) Die Höhe der Gebühr wird nach der familienbezogenen  Sozialstaffelung  nach der Anzahl der 

Kinder unter 18 Jahre berechnet. 
 

 
Kinder sind nur in folgenden Fällen zu berücksichtigen: 

 

 
Wenn sie in der Familienwohnung (in der Regel Hauptwohnsitz) leben, wobei eine zeitweilige 

auswärtige Unterbringung zur Schul- oder Berufsausbildung die Haushaltszugehörigkeit in der 

Regel nicht unterbricht, wenn dem Kind im Elternhaus ein Zimmer zur Verfügung steht und es 

regelmäßig an den Wochenenden zurückkommt. Demgegenüber reicht ein Aufenthalt nur in den 

Ferien oder im Urlaub nicht aus. 
 

(2) Für die Inanspruchnahme der städtischen Kindertageseinrichtungen werden zur teilweisen 

Deckung des entstehenden Aufwandes die Gebührensätze erhoben, die sich aus dem beiliegendem 

Gebührenverzeichnis ergeben, welches als Anlage in der jeweils gültigen Fassung Bestandteil dieser 

Satzung ist. 
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§ 7 Verpflegungskosten 

 
(1) Werden in Kindertageseinrichtungen Mahlzeiten angeboten, wird zusätzlich zu den 

Gebühren nach § 6 ein Kostenbeitrag erhoben. 
 
 
 

§ 8 Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner sind die Sorgeberechtigten bzw. ist die/der alleinig Sorgeberechtigte des 

Kindes. Des Weiteren kann auch Gebührenschuldner werden, wer die Aufnahme eines Kindes in die 

Betreuungseinrichtung  beantragt und damit  die Gebührenschuld  durch schriftliche Erklärung 

übernommen hat. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 
§ 9 Entstehung und Fälligkeit 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht zu Beginn oder zur Mitte des Monats, für den der Betreuungsplatz 

belegt ist. 

 
(2) Die Benutzungsgebühren werden bei der erstmaligen  Benutzung durch einen schriftlichen 

Bescheid festgesetzt. Die Festsetzung  gilt  so  lange weiter,  bis  ein  neuer Bescheid oder 

Änderungsbescheid ergeht. 

 
(3) Die Gebührenschuld ist im Voraus am 1. eines jeden Monats für den laufenden Monat fällig. 

 
§ 10 Mitteilung von Änderungen 

 
(1) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Leitung der Kindertageseinrichtung unverzüglich 

mitzuteilen, wenn 
 
▪   sich ihre Adresse, die Telefonnummer, die Arbeitsstelle ändert, 

▪   ein Elternteil allein sorgeberechtigt wird oder sich die Personensorge sonst ändert, 

▪   sich die Sorge für die alleinige Pflege und Erziehung ändert, 

▪   weitere Impfungen beim Kind erfolgt sind 

▪ Neuerkrankungen beim Kind auftreten, die das Kind in seinem Alltag beeinträchtigen können, 

oder am regulären Kindergartenalltag ohne Mehraufwand nicht weiter teilhaben lassen 

können. 
 

(2) Gegenüber dem Träger der Kindertageseinrichtung sind die Gebührenschuldner verpflichtet 

unverzüglich mitzuteilen, wenn 
 
▪   sich ihre Adresse, die Telefonnummer, die Bankverbindung, die Arbeitsstelle ändert, 

▪   ein Elternteil allein sorgeberechtigt wird oder sich die Personensorge sonst ändert, 

▪   sich die Sorge für die alleinige Pflege und Erziehung ändert, 

▪ sich die Anzahl der Kinder, die wirtschaftlich nicht selbständig sind und im Haushalt des 

Gebührenschuldners leben ändert, zum Beispiel durch Geburt eines Kindes oder wenn ein Kind 

das 18. Lebensjahr vollendet 
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§ 11 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft. 

St. Georgen, den 20.07.2022 

 
Michael Rieger 

Bürgermeister 
 

 
Hinweis: Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 

für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser 

Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch 

innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt St. 

Georgen geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 

zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 

Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

 


